Leserbrief

Mehr Fixkosten als Einnahmen

Kreisbote vom 5.8.2020

Die finanzielle Situation der Stadt wurde am 22. Juli vom Finanzausschuss behandelt, es waren nur drei Zuhörer anwesend.. Seitens der Verwaltung wurde dem Stadtrat einiges zugemutet, was dieser ohne großes Aufhebens schluckte.

Fehler 1 

Unzulässige Eckdaten: Die Verwaltung ermittelt für die laufende Verwaltungstätigkeit 2021 einen Fehlbetrag von 16,0 Mio. € und stellt fest: „Der Haushalt 2021 ist in dieser Form nicht genehmigungsfähig.“ Es ist nun Aufgabe der Verwaltung von sich aus ein Papier zu fertigen, das einen ausgeglichenen Haushalt für 2021 zeigt und dem Ausschuss vorgelegt wird. Das war nicht der Fall, der Finanzausschuss hat rechtlich unzulässige Eckdaten beschlossen.

Fehler 2 

Kurzarbeit: Der Stadtrat hatte Ende April in einer Sondersitzung Kurzarbeit für die Stadtverwaltung beschlossen. Niemand hat sich jetzt erkundigt, wie hoch dadurch die Einsparungen bei den Personalkosten sind. Anhand der vorgelegten Zahlen erkennt man, dass offensichtlich fast niemand in Kurzarbeit war, die Personalkosten 2020 (21,2 Mio. €) sind genau so hoch wie die von 2019 (21,4 Mio. €). 

Fehler 3 

Transferzahlungen: Dazu zählt vor allem die Kreisumlage. Für die Jahre 2019 bis 2021 sind dafür rund 35 Mio. € veranschlagt. Im Jahr 2022 fällt dieser Betrag auf rund 22 Mio. €. Die Stadt will also rund 13 Mio. € weniger Kreisumlage zahlen. Der Kreis wird damit sicher nicht einverstanden sein! Diese Zahl verrät, dass der Eckdatenbeschluss ohne Besprechung mit dem Kreiskämmerer geschehen ist! Durch die niedrigere Kreisumlage wird übrigens verschleiert, dass andernfalls 2022 ebenfalls ein nicht genehmigungsfähiger Haushalt vorliegt.

Fehler 4 

Kreditaufnahme: 2019 erfolgte keine Kreditaufnahme. 2020 sind es 7,8 Mio. € und 2021 sogar 21,1 Mio. €. Dadurch verdoppeln sich  der Kreditbestand von bisher rund 30 Mio. € auf fast 60 Mio. €. Die Tilgungsraten fehlen in den Eckdaten.

Seit Monaten ist bekannt, dass wegen Corona die Einnahmen nicht mehr die Ausgaben decken. Die Gemeindeordnung sieht dafür Maßnahmen vor, wie Haushaltssperre, Einstellungssperre, und jetzt wegen des Tarifvertrags Covid-19 auch Kurzarbeit. Auf jeden Fall muss ein Nachtragshaushalt für 2020 erstellt werden, und zwar unverzüglich nach Bekanntwerden der Schieflage, d.h. nach einem Urteil des BGH innerhalb von 14 Tagen. Diese Schieflage hat sich weiter verschlechtert wie in der Sitzung bekannt wurde. Trotzdem werden weiterhin Ausgaben jedweder Art beschlossen. Dies fällt umso leichter, da man weiß, dass im Hintergrund die Bürgerschaft steht, die man letztlich in Kollektivhaft nimmt durch höhere Steuern und Abgaben.

Dr. Rainer Gottwald

St.-Ulrich-Str. 11

86899 Lands berg am Lech

Tel. 08191-922218

